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Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über das Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Japan vom 8. Mai 1953 über den Schutz durch 
den zweiten Weltkrieg beeinträchtigter Rechte auf 
dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes 


nebst Denkschrift zu diesem Abkommen mit der Bitte, die Be- 
schlußfassung des Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat in seiner 116. Sitzung am 27. November 1953 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundegesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Dr. Adenauer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 




Entwurf eines Gesetzes über das Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Japan vom 8. Mai 1953 
über den Schutz durch den zweiten Weltkrieg beeinträchtigter Rechte 
auf dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes. 

Vom 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Dem in Tokio am 8. Mai 1953 Unterzeichneten Ab- 
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Japan über den Schutz durch den zweiten Welt- 
krieg beeinträchtigter Rechte auf dem Gebiet des 
gewerblichen Rechtsschutzes einschließlich des dem 
Abkommen beigefügten Protokolls wird zugestimmt. 

Artikel 2 

(1) Das Abkommen und das Protokoll werden 
nachstehend mit Gesetzeskraft veröffentlicht. 

(2) Der Tag, an dem sie gemäß Artikel 8 des Ab- 
kommens in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, wenn das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Japan 
über den Schutz durch den zweiten Weltkrieg beeinträchtigter Rechte 
auf dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes 


Die Bundesrepublik Deuts(±land und Japan, von dem 
Wunsch geleitet, ihre durch den zweiten Weltkrieg beein- 
trächtigten gegenseitigen Beziehungen auf dem Gebiet des 
gewerblichen Rechtsschutzes zu regeln, sind übereinge- 
kommen, zu diesem Zweck ein Abkommen zu schließen, 
und haben zu ihren Bevollmächtigten ernannt; 

Die Bundesrepublik Deutschland 
den Abteilungsleiter im Bundesjustizministerium 
Ministerialdirektor Dr. Günther Joel, 

Japan 

den Stellvertretenden Außenminister 
Katsuzo Okumura, 

die, nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten, die nachstehenden Bestimmun- 
gen vereinbart haben: 

Artikel 1 

(1) Die in Artikel 4 der Pariser Verbandsübereinkunft 
zum Schutze des gewerblichen Eigentums in der am 2. Juni 
1934 in London revidierten Fassung für die Hinterlegung 
von Nachanmeldungen für Erfindungspatente, Gebrauchs- 
muster, gewerbliche Muster oder Modelle oder Fabrik- 
oder Handelsmarken vorgesehenen Prioritätsfristen, die 
vor dem 1. August 1941 noch nicht abgelaufen waren oder 
die erst an oder nach diesem Tage zu laufen begonnen 
haben, und die an oder vor dem 31. Dezember 1952 abge- 
laufen sind, werden bis zum Ablauf von 6 Monaten, ge- 
rechnet vom Tage des Inkrafttretens dieses Abkommens, 
verlängert. 

(2) Die Vergünstigung der Verlängerung der Prioritäts- 
fristen gemäß Absatz 1 genießen Erstanmeldungen in 
einem Land, das im Zeitpunkt der Anmeldung Mitglied 
der Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutze des ge- 
werblichen Eigentums war, einschließlich Erstanmeldungen 
bei den auf Grund des deutschen Gesetzes vom 5. Juli 1948 
errichteten Annahmestellen Berlin und Darmstadt. 

Artikel 2 

Die nach der Gesetzgebung der beiden vertragschließen- 
den Teile vorgesehene Frist zur Abgabe einer Prioritäts- 
erklärung, die sich auf eine Erstanmeldung im Sinne von 
Artikel 1 Abs. 2 gründet, endet nicht vor Ablauf von 
6 Monaten, gerechnet vom Tage des Inkrafttretens dieses 
Abkommens. 

Artikel 3 

Dritte, die in gutem Glauben in der Zeit zwischen dem 
1. August 1940 und dem Tage der Unterzeichnung dieses 
Abkommens eine Erfindung, ein Gebrauchsmuster oder ein 
gewerbliches Muster oder Modell in Benutzung genommen 
oder in dieser Zeit die erforderlichen Veranstaltungen 
dazu getroffen haben, können diese Benutzung nach Maß- 
gabe der durch die Gesetzgebung des vertragschließenden 
Teils getroffenen Bestimmungen fortsetzen. 

Artikel 4 

Wenn die in der Gesetzgebung der beiden vertrag- 
schließenden Teile vorgeschriebene Bescheinigung über 
die Erstanmeldung nicht vorgelegt werden kann, weil die 
zuständige Behörde erklärt, an der Ausstellung einer 
solchen Bescheinigung durch Kriegsauswirkungen ver- 
hindert zu sein, so wird die beanspruchte Priorität zuge- 
lassen, wenn durch eine Erklärung der zuständigen Be- 
hörde sowohl Inhalt als auch Zeitpunkt der entsprechenden 
Erstanmeldung als glaubhaft gemacht erscheinen. 


Artikel 5 

(1) Die Schutzdauer von Warenzeichen, die in der Zeit 
zwischen dem 1. Januar 1942 und dem 31. Dezember 1952 
abgelaufen ist, kann verlängert werden, sofern die Er- 
neuerung des Warenzeichens innerhalb von 6 Monaten, 
gerechnet vom Tage des Inkrafttretens dieses Abkommens, 
beantragt wird. Diese Erneuerung wirkt auf den Zeitpunkt 
des Ablaufs der ordentlichen Sdiutzdauer zurück. 

(2) Hat der Inhaber eines im nationalen Register des 
anderen vertragschließenden Teils eingetragenen Waren- 
zeichens, dessen ordentliche Schutzdauer in dem in Ab- 
satz 1 genannten Zeitraum ablief, schon vor Inkrafttreten 
dieses Abkommens das Warenzeichen neu angemeldet, 
so wirkt die Neueintragung auf den Zeitpunkt des Ablaufs 
der ordentlichen Schutzdauer zurück, sofern der Berech- 
tigte dies innerhalb von 6 Monaten, gerechnet vom Tage 
des Inkrafttretens dieses Abkommens, aber vor der Neu- 
eintragung des Warenzeichens, beantragt. 

Artikel 6 

Die in den Artikeln 1, 2, 4 und 5 vorgesehenen Ver- 
günstigungen werden ohne Erhebung besonderer Ge- 
bühren und unabhängig davon gewährt, ob die Erfüllung 
gesetzlicher Erfordernisse für die Erlangung oder Erneue- 
rung von Rechten schuldhaft oder unverschuldet unter- 
blieben ist. 

Artikel 7 

(1) Unter dieses Abkommen fallen 

(i) natürliche Personen deutscher oder japanischer 
Staatsangehörigkeit, gleichgültig, wo sie ihren 
Wohnsitz haben; 

(ii) juristische Personen, die nach deutschem oder 
japanischem Recht bestehen. 

(2) Die in den Artikeln 1, 2, 4 und 6 vorgesehenen Ver- 
günstigungen werden Personen im Sinne des Absatzes 1 
in Bezug auf Rechte aus einer Erstanmeldung im Sinne 
von Artikel 1 Abs. 2, die sie von anderen als den in Ab- 
satz 1 bezeichneten Personen erworben haben, nur ge- 
währt, wenn der Erwerb vor Ablauf der ordentlichen 
Prioritätsfristen erfolgt ist. 

(3) Das Recht auf Erneuerung eines Warenzeichens ge- 
mäß Artikel 5 steht auch einer Person im Sinne des Ab- 
satzes 1 zu, die den Geschäftsbetrieb oder den Teil eines 
Geschäftsbetriebs, zu dem das Warenzeichen gehörte, 
dessen ordentliche Schutzdauer abgelaufen war, von einer 
Person im Sinne des Absatzes 1 erworben hat. 

Artikel 8 

Dieses Abkommen soll ratifiziert werden. Die Ratifika- 
tionsurkunden sollen alsbald in Bonn ausgetauscht werden. 
Das Abkommen tritt am fünfzehnten Tage nach dem Tage 
des Austausches der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

Zu Urkund dessen haben die beiderseitigen Bevollmäch- 
tigten dieses Abkommen unterzeichnet. 

Ausgefertigt in doppelter Urschrift in deutscher und 
japanischer Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen 
gültig sein sollen, in Tokyo am 8. Mai 1953. 

Für die 

Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet; 

Dr. Günther Joel 

Für Japan 
gezeichnet: 

K. Okumura 
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Protokoll 


Die Unterzeichneten Bevollmächtigten sind bei der 
heutigen Unterzeichnung des Abkommens zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Japan über den Schutz 
durch den zweiten Weltkrieg beeinträchtigter Rechte auf 
dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes (in Folgen- 
dem bezeichnet als: das Abkommen) über folgende Be- 
stimmungen übereingekommen, die einen Bestandteil des 
Abkommens bilden: 

1. Die Bestimmungen in Artikel 2 finden auf diejenigen 
Fälle Anwendung, in denen die in Artikel 1 Abs. 1 
erwähnte Nachanmeldung in der Zeit zwischen dem 
1. September 1948 und dem Tage des Inkrafttretens 
des Abkommens ohne Prioritätserklärung bewirkt 
worden ist, sofern das beantragte Recht noch nicht 
erteilt ist. 

2. Dritte im Sinne des Artikels 3 des Abkommens sind 
auch, ohne hierauf beschränkt zu sein, diejenigen 
Personen, die unter einer der folgenden Voraus- 
setzungen eine Erfindung, ein Gebrauchsmuster oder 
ein gewerbliches Muster oder Modell in Benutzung 
genommen oder die erforderlichen Veranstaltungen 
dazu getroffen haben: 

(i) wenn die Erfindung, das Gebrauchsmuster oder das 
gewerbliche Muster oder Modell von dem Dritten 
unabhängig von dem Gegenstand der Erstanmeldung 
gemacht worden ist oder wenn der Dritte seine 
Kenntnis von einer solchen Erfindung, einem Ge- 
brauchsmuster oder einem gewerblichen Muster 
oder Modell von jemandem erlangt hat, der 
seinerseits die Erfindung, das Gebrauchsmuster 
oder das gewerbliche Muster oder Modell unab- 
hängig von dem Gegenstand der Erstanmeldung 
gemacht hat; 

(ii) wenn die Erfindung, das Gebrauchsmuster oder das 
gewerbliche Muster oder Modell, die Gegenstand 
der Erstanmeldung sind, zu der Zeit, zu der der 
Dritte die Erfindung, das Gebrauchsmuster oder 
das gewerbliche Muster oder Modell in Benutzung 
zu nehmen oder die erforderlichen Veranstaltungen 
dazu zu treffen begonnen hat, in dem Gebiet des 
vertragschließenden Teils, in dem die Nachanmel- 
dung gemäß Artikel 1 Abs. 1 bewirkt worden ist, 
allgemein bekannt war. 

Hierbei besteht Einverständnis darüber, daß in den 
Fällen von (i) die Frist nach Artikel 3 sich bis zur Zeit 


der Nachanmeldung erstreckt, wenn diese nach dem 
Tage der Unterzeichnung des Abkommens bewirkt 
wird. 

3. Die in Artikel 3 des Abkommens in Bezug genommene 
Gesetzgebung des vertragschließenden Teils ist mit 
folgender Maßgabe anzuwenden: 

(i) der Dritte ist nicht verpflichtet, für die bisher vor- 
genommene Benutzung der Erfindung, des Ge- 
brauchsmusters oder des gewerblichen Musters 
oder Modells Schadensersatz, Lizenzgebühren oder 
irgendeine andere Zahlung zu entrichten; 

(ii) der Dritte darf die Benutzung fortsetzen oder auf 
Grund der getroffenen erforderlichen Veranstal- 
tungen aufnehmen, ohne dafür Lizenzgebühren oder 
irgendeine andere Zahlung zu eiitricuten. 

4. Ungeachtet der Bestimmungen in Artikel 7 Abs, 2 
werden die in den Artikeln 1, 2, 4 und 6 vorgesehenen 
Vergünstigungen auch solchen natürlichen und juristi- 
schen Personen jedes der vertragschließenden Teile 
gewährt, welche die Rechte am oder vor dem 14. August 
1952 von österreichischen Staatsangehörigen oder von 
Angehörigen eines Staates erworben haben, mit dem 
beide vertragschließenden Teile ein Abkommen abge- 
schlossen haben oder abschließen werden, das dem 
heute Unterzeichneten Abkommen entspricht. 

5. Keine Bestimmung des Abkommens ist so auszulegen, 
daß sie mit der Anwendung irgendeiner der Bestim- 
mungen des am 8. September 1951 in San Francisco 
Unterzeichneten Friedensvertrages mit Japan in Wider- 
spruch steht. 

6. Das Abkommen gilt für das Land Berlin. 

Zu Urkund dessen haben die beiderseitigen Bevoll- 
mächtigten dieses Protokoll unterzeichnet. 

Ausgefertigt in doppelter Urschrift in deutscher und 
japanischer Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen 
gültig söin sollen, in Tokyo am 8. Mai 1953. 

Für die 

Bundesrepublik Deutschland 
gezeichnet: 

Dr. Günther Joel 

Für Japan 
gezeichnet: 

K. Okumura 
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Denkschrift zum Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Japan 
über den Schutz durch den zweiten Weltkrieg beeinträchtigter Rechte 
auf dem Gebiet des gewerblidien Rechtsschutzes 


In der Zeit vom 23. April bis 8. Mai 1953 haben in Tokyo 
Verhandlungen zwischen einer deutschen und einer japa- 
nischen Delegation über den Abschluß eines Abkommens 
auf dem Gebiet des gewerblichen Rechtssdiutzes statt- 
gefunden. Die Verhandlungen haben am 8. Mai 1953 in 
Tokyo zur Unterzeichnung des vorstehenden Abkommens 
und des dem Abkommen beigefügten Protokolls geführt. 

Das Abkommen verfolgt den Zweck, die auf dem Gebiet 
des gewerblichen Rechtsschutzes durch den Krieg ent- 
standenen Schäden im Verhältnis der beiden Länder zu- 
einander soweit wie möglich zu beheben und dadurch die 
Beziehungen zwischen den beiden Ländern auf diesem 
Rechtsgebiet zu normalisieren. Das Abkommen stellt somit 
einen weiteren Sdrritt in der Entwicklung dar, die die 
Bundesregierung durch den bereits erfolgten Abschluß ent- 
sprechender Abkommen mit Schweden (BGBL 1951 II 
S. 105), der Schweiz (BGBL 1951 II S. 63) und Italien (BGBL 
1952 II S. 975) eingeleitet hat. 

Im einzelnen ist zu dem Abkommen, das sich in seinem 
Wortlaut an die vorgenannten Abkommen anlehnt, fol- 
gendes zu bemerken: 

Artikel 1 Absatz 1 nimmt auf Artikel 4 der Pariser Ver- 
bandsübereinkunft zum Schutze des gewerblichen Eigen- 
tums Bezug. Diese Vorschrift sieht vor, daß derjenige, 
welcher in einem der Verbandsläncler ein Gesuch über 
ein Erfindungspatent, ein Gebrauchsmuster, ein gewerb- 
liches Muster oder Modell, eine Fabrik- oder Handels- 
marke vorschriftsmäßig hinterlegt, zum Zwecke der Hinter- 
legung in den anderen Ländern während bestimmter 
Fristen ein Prioritätsrecht genießt. Diese Prioritätsfristen 
sind für Erfindungspatente und Gebrauchsmuster auf zwölf 
Monate, für gewerbliche Muster oder Modelle und für 
Fabrik- oder Handelsmarken auf sechs Monate festgesetzt. 
Die Fristen laufen von dem Tag an, an dem das erste 
Gesuch hinterlegt wird. 

Diese Fristen werden durch das vorliegende Abkommen 
verlängert. Von der Verlängerung werden erfaßt die 
Prioritätsfristen, die am 1, August 1941 noch nicht ab- 
gelaufen waren oder die erst an oder nach diesem Zeit- 
punkt zu laufen begonnen haben und vor dem 31. De- 
zember 1952 abgelaufen sind. Der Anfangstermin, der 
1. August 1941, ist mit Rücksicht darauf gewählt worden, 
daß von diesem Tage an eine ordnungsgemäße Hinter- 
legung von Anmeldungen bei den beiderseitigen Patent- 
ämtern nicht mehr gewährleistet war. Als Endtermin ist 
der 31. Dezember 1952 eingesetzt worden, weil spätestens 
vom Beginn des Jahres 1953 an die Hinterlegung von An- 
meldungen in den beiden Ländern wieder unbehindert 
möglich war. Die Ausdehnung der Prioritätsfristen bis 
zum Ablauf von sechs Monaten vom Tage des Inkraft- 
tretens des Abkommens an ist vereinbart worden, um 
den in Betracht kommenden Anmeldern noch nach der 
Inkraftsetzung des Abkommens einen genügenden Zeit- 
raum für die Nachholung der Anmeldung oder für die 
Beanspruchung einer zurückliegenden Priorität einzu- 
räumen. 

Absatz 2 stellt in Ergänzung des Absatzes 1 klar, auf 
weiche Anmeldung sich das Abkommen bezieht. Darüber 
hinaus stellt er im Verhältnis zu Japan die Anerkennung 
von Prioritäten, die aus Anmeldungen bei den Annahme- 
stellen Berlin und Darmstadt hervorgegangen sind, außer 
Zweifel. 

Artikel 2. Sowohl in der deutschen als auch in der japa- 
nischen Gesetzgebung ist vorgesehen, daß der Anmelder, 
der die Priorität einer vorangegangenen ausländischen 
Anmeldung in Anspruch nimmt, Zeit und Land der Vor- 
anmeldung anzugeben hat. Diese zusätzliche Erklärung 
wird als Prioritätserklärung bezeichnet. Die Frist für die 
Prioritätserklärung beträgt nach deutschem Recht zwei 
Monate nach der Nachanmeldung beim Deutschen Patent- 
amt (§ 27 des Patentgesetzes). Nach japanischem Recht ist 
die Prioritätserklärung zugleich mit der Nachanmeldung 


abzugeben. Durch Artikel 2 des vorliegenden Abkommens 
wird die Frist zur Abgabe der Prioritätserklärung bis zum 
Ablauf von sechs Monaten nach dem Inkrafttreten des 
Abkommens verlängert, sofern sie früher ablaufen würde. 
Nach diesem Zeitpunkt ablaufende Fristen bleiben un- 
berührt. 

Durch die Bestimmungen in Nr. 1 des Protokolls werden 
die Auswirkungen des Artikels 2 in gewissem Umfange 
eingeschränkt. Aus der genannten Bestimmung des Pro- 
tokolls ergibt sich einmal, daß der Artikel 2 nicht anwend- 
bar ist auf Nachanmeldungen, die vor dem 1. September 
1948 eingereicht worden sind. Diese zeitliche Begrenzung 
hat ihren Grund darin, daß Anmeldungen deutscher Staats- 
angehöriger, die vor dem 1. September 1948 in Japan be- 
wirkt worden sind, auf Grund von Anordnungen der Be- 
satzungsmächte in Japan besonderen Einschränkungen 
unterliegen. Zum anderen folgt aus der Bestimmung in 
Nr. 1 des Protokolls, daß die Prioritätserklärung dann 
nicht nachgeholt werden kann, wenn zur Zeit der Nach- 
holung das beantragte Recht bereits erteilt worden ist. 
Diese Einschränkung ist auf das geltende japanische Recht 
zurückzuführen, das eine nachträgliche Änderung der 
Priorität des erteilten Schutzrechts nicht zuläßt. 

Der letztgenannten Beschränkung des Artikels 2 dürfte 
praktisch keine Bedeutung zukommen. Einmal ist vom 
japanischen Patentamt nach Kriegsende bisher nur eine 
sehr geringe Anzahl von Schutzrechten für deutsche Staats- 
angehörige erteilt worden. Zum anderen ist es zweifel- 
haft, ob für diese bereits erteilten Schutzredite ein In- 
teresse an der nachträglichen Beanspruchung einer zurück- 
liegenden Priorität besteht. Abgesehen davon ist aber die 
Möglichkeit gegeben, daß eine Erfindung, auf die bereits 
ein Patent erteilt worden ist, von demselben Anmelder 
erneut unter nunmehr rechtzeitiger Inanspruchnahme der 
Priorität auf Grund des vorliegenden Abkommens ange- 
meldet wird. Ein solches Patent würde etwaige neuheits- 
schädliche Vorveröffentlichungen, die dem früher erteilten 
Patent entgegengehalten werden können, ausschalten. Das 
früher erteilte Patent bleibt nach japanischem Recht neben 
dem auf die erneute Anmeldung erteilten Patent bestehen, 
weil nach japanischem Pvecht Patente, die lediglich im Ver- 
hältnis des älteren zum jüngeren Recht stehen, nebenein- 
ander möglich sind, wenn sie von demselben Anmelder 
herrühren. Auf diese Weise kann auch in den wenigen 
Fällen, in denen durch die bereits erfolgte Erteilung des 
Patents die Möglichkeit genommen ist, für dieses Patent 
eine nach diesem Abkommen an sich zulässige nachträg- 
liche Prioritätsbeanspruchung durchzuführen, ein für den 
deutschen Patentinhaber befriedigendes Ergebnis erzielt 
werden. 

Artikel 3 regelt das Weiterbenutzungsrecht für diejenigen, 
die den Gegenstand der Nachanmeldung in Benutzung 
genommen oder die erforderlichen Veranstaltungen dazu 
getroffen haben. Die Entstehung eines Weiterbenutzungs- 
rechts ist innerhalb des normalen Prioritätszeitraums aus- 
geschlossen. Da durch das vorliegende Abkommen der 
Prioritätszeitraum über die normale Zeit von sechs Mo- 
naten bezw. einem Jahr hinaus erheblich ausgedehnt wird, 
erschien es gerechtfertigt, in Anlehnung an die Grund- 
sätze des Neuenburger Abkommens vom 8. Februar 1947 
ein Weiterbenutzungsrecht auch dann zuzulassen, wenn 
unabhängig von dem Zeitpunkt, zu dem die Nachanmel- 
dung erfolgt ist, für die eine Verlängerung der Prioritäts- 
frist auf Grund des vorliegenden Abkommens in An- 
spruch genommen wird, die Benutzungshandlung in der 
Zeit zwischen dem 1. August 1940 und dem 8. Mai 1953, 
dem Tage der Unterzeichnung des Abkommens, vorge- 
nommen worden ist. 

Auf japanischen Wunsch ist durch die Nr. 2 des Proto- 
kolls der Begriff des guten Glaubens näher umschrieben 
worden. Diese Bestimmung will nur die Voraussetzungen 
angeben, bei deren Vorliegen in jedem Falle der gute 
Glaube zu bejahen ist. Dadurch wird nicht ausgeschlossen. 
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daß entsprechend der nationalen Gesetzgebung der ver- 
tragschließenden Teile auch in anderen Fällen guter 
Glaube im Sinne des Artikels 3 angenommen werden kann. 

Die weiteren Voraussetzungen und Wirkungen des 
Weiterbenutzungsrechts regeln sich nach der inneren Ge- 
setzgebung der vertragschließenden Teile. Durch Nr. 3 des 
Protokolls wird im Einklang mit § 7 des deutschen Patent- 
gesetzes zum Ausdruck gebracht, daß das Weiterbe- 
nutzungsrecht unentgeltlich ist. 

Artikel 4. Diese Bestimmung, die sich im wesentlichen zu 
Gunsten der deutschen Staatsangehörigen auswirken wird, 
ist in alle bisher von der Bundesrepublik abgeschlossenen 
derartigen Abkommen aufgenommen worden. Sie soll 
dazu dienen, den Nachweis von Prioritätsrediten für den 
Fall zu erleichtern, daß die Originalakten, auf Grund deren 
üblicherweise die erforderlichen Bescheinigungen ausge- 
stellt werden, durch Kriegseinwirkungen vernichtet worden 
sind. 

Die Entscheidung über die Zulässigkeit einer unter Be- 
rücksichtigung des Artikels 4 in Anspruch genommenen 
Priorität bleibt in jedem Falle der Behörde der Nach- 
anmeldung, also dem japanischen Patentamt, Vorbehalten. 

Artikel 5 Absatz 1 sieht für diejenigen Warenzeichen 
deutscher oder japanischer Staatsangehöriger, die in der 
Zeit vom 1. Januar 1942 bis zum 31. Dezember 1952 ab- 
gelaufen sind, eine Erneuerungsmöglichkeit mit rückwir- 
kender Kraft vor. Der von Artikel 1 Abs. 1 abweichende 
Anfangstermin ist auf japanischen Wunsch mit Rücksicht 
auf entsprechende Abkommen gewählt worden, die Japan 
mit anderen Staaten zu schließen beabsichtigt. 

Im übrigen kommt dieser Bestimmung für deutsche 
Staatsangehörige nur eine begrenzte Bedeutung zu. Die- 
jenigen Warenzeichen deutscher Staatsangehöriger, die 
in Japan am 19. September 1945 noch in Kraft waren, sind 
ohnedies durch die japanische Gesetzgebung aufrecht- 
erhalten worden, fallen aber unter die von den Besatzungs- 
mächten angeordnete japanische Gesetzgebung, wonach 
ihre Löschung und — mit gewissen Einschränkungen — 
ihre Wiedereintragung zugunsten der ursprünglichen 
deutschen Inhaber vorgesehen ist. Die Bestimmung des 
Artikels 5 Abs. 1 kommt daher für deutsche Staatsange- 
hörige nur insoweit zum Zuge, als es sich um Waren- 
zeichen handelt, die vor dem 19. September 1945 abgelau- 
fen sind. Die rückwirkende Erneuerung solcher Waren- 
zeichen dürfte diese zwar den vorgenannten Maßnahmen 
unterwerfen, hätte aber für den deutschen Inhaber den 
Vorteil, daß eine nach dem Erlöschen zugunsten eines 
Dritten etwa vorgenommene Eintragung eines identischen 
oder verwechslungsfähigen Warenzeichens ausgeschaltet 
werden könnte. 

Es besteht ferner die Möglichkeit, daß ein vor dem 
19. September 1945 in Japan erloschenes Warenzeichen von 
dem deutschen Inhaber nach dem Kriege bereits wieder 
erneut angemeldet worden ist. Um auch für solche Waren- 
zeichen die Kontinuität der Sdiutzwirkung herzustellen, 
ist in Absatz 2 ausdrücklich die Möglichkeit vorgesehen, 
durch einen besonderen Antrag die neue Eintragung auf 
den Zeitpunkt des Ablaufs der ordentlichen Schutzdauer 
zurückwirken zu lassen. Voraussetzung ist jedoch, daß 


das Warenzeichen auf Grund der erneuten Anmeldung 
noch nicht zur Eintragung gelangt ist. 

Die Stellung eines Antrags nach Artikel 5 Abs. 2 kann 
allerdings die Folge haben, daß nunmehr das neu ein- 
getragene Zeichen als am 19. September 1945 in Kraft be- 
findlich angesehen und deshalb von den besonderen japa- 
nischen Vorschriften über die deutschen Vorkriegswaren- 
zeichen erfaßt wird. Das würde zur Löschung des erneut 
angemeldeten Warenzeichens und zu seiner nochmaligen 
Neueintragung führen. Von der Möglichkeit der Antrag- 
stellung nach Artikel 5 Abs. 2 wird daher nur Gebrauch ge- 
macht werden, wenn es erforderlich erscheint, etwaige 
Zwisdieneintragungen auf diesem Umwege zu beseitigen. 

Artikel 6. Diese Bestimmung stellt klar, daß die durch das 
Abkommen gewährten Vergünstigungen ohne Erhebung 
von Gebühren und ohne Rücksicht auf etwaiges Ver- 
schulden gewährt werden. 

Artikel? Absatz 1 regelt den Personenkreis, der die Ver- 
günstigung des Abkommens in Anspruch nehmen kann. 
Hervorzuheben ist, daß das Abkommen auch auf die deut- 
schen Staatsangehörigen Anwendung findet, die ihren 
Wohnsitz außerhalb des Bundesgebietes haben. 

Absatz 2 schließt diejenigen deutschen und japanischen 
Staatsangehörigen von den Vergünstigungen des Ab- 
kommens aus, die ihre Rechte von den Angehörigen eines 
anderen Landes als der vertragschließenden Teile erwor- 
ben haben, sofern der Erwerb nicht vor Ablauf der ordent- 
lichen Prioritätsfristen erfolgt ist. Von dieser Einschrän- 
kung ist durch die Bestimmung in Nr. 4 des Protokolls für 
die Fälle eine Ausnahme vorgesehen, in denen die Rechte 
von einem österreichischen Staasangehörigen oder von 
Angehörigen eines Staates erworben worden sind, mit 
dem beide vertragschließenden Teile ein Abkommen ab- 
geschlossen haben oder abschließen werden, das dem 
vorstehenden Abkommen entspricht. In diesem Zusammen- 
hang ist darauf hinzuweisen, daß Japan inzwischen ein 
entsprechendes Abkommen mit der Schweiz geschlossen 
hat und der Abschluß eines Abkommens mit Schweden 
beabsichtigt ist. 

Absatz 3 soll Schwierigkeiten ausschließen, die sich aus 
den organisatorischen Änderungen erheben könnten, 
denen deutsche Geschäftsbetriebe auf Grund der Nach- 
kriegsverhältnisse beispielsweise durch Entflechtung oder 
durch die Notwendigkeit von Neugründungen unterworfen 
gewesen sind. Sowohl nach deutschen als auch nach japa- 
nischem Recht kann ein Warenzeichen nur zusammen mit 
dem Geschäftsbetrieb oder dem Teil des Geschäftsbetrie- 
bes, zu dem das Warenzeichen gehört, übertragen werden. 
Es ist nun denkbar, daß zu der Zeit des Übergangs eines 
Geschäftsbetriebes oder eines Teiles desselben das japa- 
nische Warenzeichen, das zu dem Geschäftsbetrieb ge- 
hörte, nidit mehr bestand und daher der Übergang dieses 
Warenzeichens in dem übertragungsvertrag nicht ver- 
merkt worden ist. Der Nachweis des Erwerbs des japa- 
nischen Warenzeichens könnte in solchen Fällen auf 
Schwierigkeiten stoßen. Um diese auszuschalten, wird 
durch Artikel 7 Abs. 3 der Erwerber des Geschäftsbetriebes 
als legitimiert angesehen, den Antrag auf Erneuerung des 
Warenzeichens gemäß Artikel 5 zu stellen. 

Artikel 8 regelt das Inkrafttreten des Abkommens. 


Bundesdruckcrei, Bonn 3020 11. 53 



